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Verordnung (EU) Nr. .../2014

des Europiischen Parlaments und des Rates
vom 16. April 2014

zur Anderung der Verordnung (EG) Nr. 428/2009 des Rates iiber eine Gemeinschaftsregelung
fiir die Kontrolle der Ausfuhr, der Verbringung, der Vermittlung und der Durchfuhr von

Giitern mit doppeltem Verwendungszweck

DAS EUROPAISCHE PARLAMENT UND DER RAT DER EUROPAISCHEN UNION —

gestlitzt auf den Vertrag iiber die Arbeitsweise der Europédischen Union, insbesondere auf

Artikel 207,
auf Vorschlag der Europdischen Kommission,
nach Zuleitung des Entwurfs des Gesetzgebungsakts an die nationalen Parlamente,

gemih dem ordentlichen Gesetzgebungsverfahren',

! Standpunkt des Europdischen Parlaments vom 23. Oktober 2012 (ABI. C 68 E vom
7.3.2014, S. 112) und Standpunkt des Rates in erster Lesung vom 3. Mirz 2014 (ABI. C 100
vom 4.4.2014, S. 6). Standpunkt des Européischen Parlaments vom 3. April 2014 (noch
nicht im Amtsblatt veréffentlicht).
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in Erwédgung nachstehender Griinde:

(D) Nach der Verordnung (EG) Nr. 428/2009 des Rates' miissen Giiter mit doppeltem
Verwendungszweck bei der Ausfuhr aus der Union, der Durchfuhr durch die Union oder
der Lieferung an einen Drittstaat aufgrund der Vermittlungstétigkeiten eines in der Union

niedergelassenen oder ansdssigen Vermittlers wirksam kontrolliert werden.

2) Damit die Mitgliedstaaten und die Union ihren internationalen Verpflichtungen
nachkommen konnen, enthdlt Anhang I der Verordnung (EG) Nr. 428/2009 die
gemeinsame Liste der Giiter mit doppeltem Verwendungszweck, die in der Union
kontrollpflichtig sind. Beschliisse iiber die kontrollpflichtigen Giiter werden im Rahmen
der Australischen Gruppe, des Tragertechnologie-Kontrollregimes, der Gruppe der
Kernmaterial-Lieferldnder, des Wassenaar-Arrangements und des

Chemiewaffeniibereinkommens erlassen.

3) In der Verordnung (EG) Nr. 428/2009 ist vorgesehen, dass die Liste von Giitern mit
doppeltem Verwendungszweck in Anhang I der vorgenannten Verordnung im Einklang
mit den einschligigen Verpflichtungen und Bindungen und deren Anderungen aktualisiert
wird, die die Mitgliedstaaten als Mitglieder der internationalen Nichtverbreitungsregime
und Ausfuhrkontrollvereinbarungen oder durch die Ratifizierung einschlagiger

internationaler Vertrdge eingegangen sind.

! Verordnung (EG) Nr. 428/2009 des Rates vom 5. Mai 2009 iiber eine
Gemeinschaftsregelung fiir die Kontrolle der Ausfuhr, der Verbringung, der Vermittlung

und der Durchfuhr von Giitern mit doppeltem Verwendungszweck (ABIL. L 134 vom
29.5.2009, S. 1).
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4)

)

(6)

Die Liste von Giitern mit doppeltem Verwendungszweck in Anhang I der Verordnung
(EG) Nr. 428/2009 muss regelméBig aktualisiert werden, damit die uneingeschriankte
Einhaltung internationaler Sicherheitsverpflichtungen sichergestellt, Transparenz
gewihrleistet und die Wettbewerbsfdhigkeit der Ausfiihrer erhalten wird. Verzégerungen
bei der Aktualisierung dieser Liste von Giitern mit doppeltem Verwendungszweck kdnnen
sich nachteilig auf die Sicherheit und die internationalen Bemiihungen um
Nichtverbreitung auswirken und die Ausfiihrer in der Union bei der Ausiibung ihrer
wirtschaftlichen Tétigkeiten behindern. Zugleich deuten die technische Art der
Anderungen und die Tatsache, dass diese Anderungen mit den Beschliissen der
internationalen Ausfuhrkontrollregelungen im Einklang stehen miissen, darauf hin, dass
ein beschleunigtes Verfahren angewandt werden sollte, um die erforderlichen

Aktualisierungen in der Union in Kraft zu setzen.

Mit der Verordnung (EG) Nr. 428/2009 werden allgemeine Ausfuhrgenehmigungen der
Union eingefiihrt als eine der vier Arten von Ausfuhrgenehmigungen, die nach jener
Verordnung erteilt werden konnen. Allgemeine Ausfuhrgenehmigungen der Union
ermOglichen es in der Union niedergelassenen Ausfiihrern, unter den in diesen
Genehmigungen festgelegten Voraussetzungen bestimmte genau bezeichnete Giiter nach

bestimmten genau bezeichneten Bestimmungszielen auszufiihren.

In Anhang II der Verordnung (EG) Nr. 428/2009 sind die derzeit in der Union geltenden
allgemeinen Ausfuhrgenehmigungen der Union aufgefiihrt. Aufgrund der Art dieser
allgemeinen Ausfuhrgenehmigungen der Union kann es erforderlich sein, bestimmte
Bestimmungsziele aus dem Geltungsbereich dieser Genehmigungen herauszunehmen,
insbesondere wenn durch eine Verdnderung der Umstdnde deutlich wird, dass im Rahmen
einer allgemeinen Ausfuhrgenehmigung der Union keine erleichterten Ausfuhrgeschéfte
fiir ein bestimmtes Bestimmungsziel mehr genehmigt werden sollten. Die Herausnahme
eines Bestimmungsziels aus dem Geltungsbereich einer allgemeinen Ausfuhrgenehmigung
der Union sollte jedoch einen Ausfiihrer nicht daran hindern, eine andere Art von
Ausfuhrgenehmigung nach den einschlidgigen Bestimmungen der Verordnung (EG)

Nr. 428/2009 zu beantragen.
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®)

©)

(10)

Damit regelméBige und rechtzeitige Aktualisierungen der gemeinsamen Liste von Giitern
mit doppeltem Verwendungszweck im Einklang mit den einschldgigen Verpflichtungen
und Bindungen, die von den Mitgliedstaaten im Rahmen der internationalen
Ausfuhrkontrollregelungen iibernommen wurden, vorgenommen werden konnen, sollte der
Kommission die Befugnis tlibertragen werden, gemil3 Artikel 290 des Vertrags iiber die
Arbeitsweise der Europdischen Union (AEUV) Rechtsakte zu erlassen, mit denen

Anhang I der Verordnung (EG) Nr. 428/2009 nach Maligabe ihres Artikels 15 geéndert
wird. Es ist von besonderer Bedeutung, dass die Kommission im Zuge ihrer
Vorbereitungsarbeit angemessene Konsultationen, auch auf der Ebene von

Sachverstindigen, durchfiihrt.

Damit die Union rasch auf verédnderte Umstidnde bei der Beurteilung der
Sicherheitsempfindlichkeit von Ausfuhren im Rahmen allgemeiner
Ausfuhrgenehmigungen der Union reagieren kann, sollte der Kommission die Befugnis
iibertragen werden, gemal3 Artikel 290 des Vertrags tliber die Arbeitsweise der
Europiischen Union (AEUV) Rechtsakte zu erlassen, mit denen Anhang II der Verordnung
(EG) Nr. 428/2009 dahin gehend gedndert werden kann, dass Bestimmungsziele aus dem
Geltungsbereich der allgemeinen Ausfuhrgenehmigungen der Union herausgenommen
werden. Da solche Anderungen nur vorgenommen werden sollten, wenn eine Erhdhung
des von den entsprechenden Ausfuhren ausgehenden Risikos festgestellt wurde, und da die
Weiterverwendung allgemeiner Ausfuhrgenehmigungen der Union fiir diese Ausfuhren die
Sicherheit der Union und ihrer Mitgliedstaaten unmittelbar beeintrachtigen konnte, sollte

die Kommission ein Dringlichkeitsverfahren anwenden kénnen.

Bei der Vorbereitung und Ausarbeitung delegierter Rechtsakte sollte die Kommission
gewihrleisten, dass die einschlédgigen Dokumente dem Europdischen Parlament und dem

Rat gleichzeitig, rechtzeitig und auf angemessene Weise libermittelt werden..

Die Verordnung (EG) Nr. 428/2009 sollte daher entsprechend gedndert werden —

HABEN FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:
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Artikel 1
Die Verordnung (EG) Nr. 428/2009 wird wie folgt geéndert:
1. In Artikel 9 Absatz 1werden folgende Unterabsdtze angefiigt:

,Um sicherzustellen, dass ausschlieBlich risikoarme Transaktionen unter die allgemeinen
Ausfuhrgenehmigungen der Union geméf den Anhdngen Ila bis IIf fallen, wird der
Kommission die Befugnis iibertragen, delegierte Rechtsakte geméf Artikel 23a zu
erlassen, um Bestimmungsziele aus dem Geltungsbereich dieser allgemeinen
Ausfuhrgenehmigungen der Union herauszunehmen, wenn fiir diese Ziele ein

Waffenembargo gemél Artikel 4 Absatz 2 verhidngt wurde.

Wird es in Féllen solcher Waffenembargos aus Griinden duf3erster Dringlichkeit
erforderlich, bestimmte Bestimmungsziele aus dem Geltungsbereich einer allgemeinen
Ausfuhrgenehmigung der Union herauszunehmen, so findet das Verfahren nach
Artikel 23b auf die nach dem vorliegenden Absatz erlassenen delegierten Rechtsakte

Anwendung.
2. In Artikel 15 wird folgender Absatz angefiigt:

»(3) Der Kommission wird die Befugnis {ibertragen, gemif3 Artikel 23a delegierte
Rechtsakte zu erlassen, um die Liste der Giiter mit doppeltem Verwendungszweck in
Anhang I zu aktualisieren. Die Aktualisierung des Anhangs I erfolgt nach Mallgabe
von Absatz 1 dieses Artikels. Betrifft die Aktualisierung des Anhangs I Giiter mit
doppeltem Verwendungszweck, die auch in den Anhéngen Ila bis IIg oder in

Anhang IV aufgefiihrt sind, werden diese Anhédnge entsprechend gedndert.*
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3) Die folgenden Artikel werden eingefiigt:
LWArtikel 23a

(1) Die Befugnis zum Erlass delegierter Rechtsakte wird der Kommission unter den in

diesem Artikel festgelegten Bedingungen iibertragen.

(2) Die Befugnis zum Erlass delegierter Rechtsakte gemiaf3 Artikel 9 Absatz 1 und
Artikel 15 Absatz 3 wird der Kommission fiir einen Zeitraum von fiinf Jahren ab
dem ..." iibertragen. Die Kommission erstellt spitestens neun Monate vor Ablauf des
Zeitraums von flinf Jahren einen Bericht iiber die Befugnisiibertragung. Die
Befugnisiibertragung verlangert sich stillschweigend um Zeitrdume gleicher Lénge,
es sei denn, das Europdische Parlament oder der Rat widersprechen einer solchen

Verldngerung spitestens drei Monate vor Ablauf des jeweiligen Zeitraums.

(3) Die Befugnisiibertragung gemif Artikel 9 Absatz 1 und Artikel 15 Absatz 3 kann
vom Europdischen Parlament oder vom Rat jederzeit widerrufen werden. Der
Beschluss iiber den Widerruf beendet die Ubertragung der in diesem Beschluss
angegebenen Befugnis. Er wird am Tag nach seiner Veroffentlichung im Amtsblatt
der Europdischen Union oder zu einem im Beschluss iiber den Widerruf
angegebenen spiteren Zeitpunkt wirksam. Die Giiltigkeit von delegierten
Rechtsakten, die bereits in Kraft sind, wird von dem Beschluss tiber den Widerruf

nicht berihrt.

(4) Sobald die Kommission einen delegierten Rechtsakt erldsst, iibermittelt sie ihn

gleichzeitig dem Européischen Parlament und dem Rat.

ABI.: Bitte das Datum des Inkrafttretens dieser Verordnung einfiigen.
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Ein delegierter Rechtsakt, der nach Artikel 9 Absatz 1 oder Artikel 15 Absatz 3
erlassen wurde, tritt nur in Kraft, wenn weder das Europdische Parlament noch der
Rat innerhalb einer Frist von zwei Monaten nach Ubermittlung dieses Rechtsakts an
das Europdische Parlament und den Rat Einwénde erhoben haben oder wenn vor
Ablauf dieser Frist das Europdische Parlament und der Rat beide der Kommission
mitgeteilt haben, dass sie keine Einwédnde erheben werden. Auf Initiative des

Europdischen Parlaments oder des Rates wird diese Frist um zwei Monate verlingert.

Artikel 23b

(1)

2

Delegierte Rechtsakte, die nach dem vorliegenden Artikel erlassen werden, treten
umgehend in Kraft und sind anwendbar, solange keine Einwénde gemil3 Absatz 2
erhoben werden. Bei der Ubermittlung eines delegierten Rechtsakts an das
Européische Parlament und den Rat werden die Griinde fiir die Anwendung des

Dringlichkeitsverfahrens angegeben.

Das Europédische Parlament oder der Rat konnen geméfl dem Verfahren des

Artikels 23a Absatz 5 Einwidnde gegen einen delegierten Rechtsakt erheben. In
diesem Fall hebt die Kommission den Rechtsakt umgehend nach der Ubermittlung
des Beschlusses des Europidischen Parlaments oder des Rates, Einwinde zu erheben,

auf.“
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Artikel 2

Diese Verordnung tritt am zwanzigsten Tag nach ihrer Veroffentlichung im Amtsblatt der

Europdischen Union in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat.

Geschehen zu Straflburg

Im Namen des Europdischen Parlaments In Namen des Rates
Der Prisident Der Prdsident
PE-CONS 86/14 8

DE



	„Um sicherzustellen, dass ausschließlich risikoarme Transaktionen unter die allgemeinen Ausfuhrgenehmigungen der Union gemäß den Anhängen IIa bis IIf fallen, wird der Kommission die Befugnis übertragen, delegierte Rechtsakte gemäß Artikel 23a zu erlas...
	Wird es in Fällen solcher Waffenembargos aus Gründen äußerster Dringlichkeit erforderlich, bestimmte Bestimmungsziele aus dem Geltungsbereich einer allgemeinen Ausfuhrgenehmigung der Union herauszunehmen, so findet das Verfahren nach Artikel 23b auf d...
	„(3) Der Kommission wird die Befugnis übertragen, gemäß Artikel 23a delegierte Rechtsakte zu erlassen, um die Liste der Güter mit doppeltem Verwendungszweck in Anhang I zu aktualisieren. Die Aktualisierung des Anhangs I erfolgt nach Maßgabe von Absatz...
	„Artikel 23a
	(1) Die Befugnis zum Erlass delegierter Rechtsakte wird der Kommission unter den in diesem Artikel festgelegten Bedingungen übertragen.
	(2) Die Befugnis zum Erlass delegierter Rechtsakte gemäß Artikel 9 Absatz 1 und Artikel 15 Absatz 3 wird der Kommission für einen Zeitraum von fünf Jahren ab dem …2F* übertragen. Die Kommission erstellt spätestens neun Monate vor Ablauf des Zeitraums ...
	(3) Die Befugnisübertragung gemäß Artikel 9 Absatz 1 und Artikel 15 Absatz 3 kann vom Europäischen Parlament oder vom Rat jederzeit widerrufen werden. Der Beschluss über den Widerruf beendet die Übertragung der in diesem Beschluss angegebenen Befugnis...
	(4) Sobald die Kommission einen delegierten Rechtsakt erlässt, übermittelt sie ihn gleichzeitig dem Europäischen Parlament und dem Rat.
	(5) Ein delegierter Rechtsakt, der nach Artikel 9 Absatz 1 oder Artikel 15 Absatz 3 erlassen wurde, tritt nur in Kraft, wenn weder das Europäische Parlament noch der Rat innerhalb einer Frist von zwei Monaten nach Übermittlung dieses Rechtsakts an da...
	Artikel 23b
	(1) Delegierte Rechtsakte, die nach dem vorliegenden Artikel erlassen werden, treten umgehend in Kraft und sind anwendbar, solange keine Einwände gemäß Absatz 2 erhoben werden. Bei der Übermittlung eines delegierten Rechtsakts an das Europäische Parla...
	(2) Das Europäische Parlament oder der Rat können gemäß dem Verfahren des Artikels 23a Absatz 5 Einwände gegen einen delegierten Rechtsakt erheben. In diesem Fall hebt die Kommission den Rechtsakt umgehend nach der Übermittlung des Beschlusses des Eur...

